
Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1911/91
über die Anwendung der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf die Kanarischen Inseln

(1999/C 274 E/02)

KOM(1999) 226 endg. � 1999/0111(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 3. Juni 1999)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und Portugals,
insbesondere auf Artikel 25 Absatz 4 Unterabsatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 25 der Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals gelten die Verträge sowie die Rechtsakte der Or-
gane der Gemeinschaften vorbehaltlich der in jenem Artikel
und im Protokoll Nr. 2 im Anhang zur Beitrittsakte vor-
gesehenen Ausnahmeregelungen für die Kanarischen Inseln.

(2) Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Kanarischen
Inseln aufgrund ihrer geographischen Lage mit besonderen
Schwierigkeiten konfrontiert sind, die u. a. aus ihrer Rand-
lage, der Zersplitterung in viele Inseln, dem für die Entwick-
lung der Landwirtschaft und der Industrie wenig geeigneten
vulkanischen Gelände und dem Mangel an natürlichen Res-
sourcen resultieren, hat der Rat eine Reihe von Maßnah-
men im Hinblick auf eine umfassendere Eingliederung der
Kanarischen Inseln in die Gemeinschaft und insbesondere
die Zollunion getroffen.

(3) In diesem Zusammenhang war es erforderlich, die traditio-
nelle indirekte Besteuerung, die u. a. der Insellage und der
geographischen Entlegenheit der Kanarischen Inseln Rech-
nung tragen sollte, entsprechend dem Rahmen des Gemein-
schaftsrechts schrittweise auf eine zeitgemäße indirekte Be-
steuerung umzustellen. Zu diesem Zweck gestattet die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1911/91 des Rates (1), geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 284/92 (2), unter anderem die
befristete Einführung der Steuer auf die Erzeugung und die
Einfuhren (APIM) bis zum 31. Dezember 2000.

(4) Diese befristete Steuer soll durch eine Reihe von Befrei-
ungen zur Anpassung der einheimischen Produktion an
die Erfordernisse des Binnenmarktes beitragen. Zu diesem
Zweck werden je nach den wirtschaftlichen Erfordernissen,
vollständige oder partielle Steuerbefreiungen zugunsten der

einheimischen Produktion genehmigt, sofern damit die ein-
heimische Wirtschaft gefördert wird, ohne jedoch die Han-
delsbedingungen in einer dem gemeinsamen Interesse zu-
widerlaufenden Weise zu verändern.

(5) Gemäß Artikel 5 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr.
1911/91 hat die Kommission die Auswirkungen der im
Rahmen der APIM getroffenen Maßnahmen auf die Wirt-
schaft der Kanarischen Inseln und die Aussichten für deren
Integration in das Zollgebiet der Gemeinschaft geprüft. Da-
bei ist sie zu dem Ergebnis gelangt, daß die Aufhebung
dieser Steuer insgesamt positive Auswirkungen auf die
Preise und negative Auswirkungen auf Produktion und Be-
schäftigung hat.

(6) Wie stark Produktion und Beschäftigung durch die Auf-
hebung der Steuer beeinträchtigt werden, ist jedoch je
nach Wirtschaftszweig sehr unterschiedlich, und auch
wenn seit Einführung der APIM in den meisten Sektoren
Anpassungen erfolgt sind, ist dies bei bestimmten Produk-
ten der sensiblen Sektoren nicht der Fall. In diesem Zusam-
menhang hat die Kommission auf Ersuchen der spanischen
Behörden die empfindlichsten Erzeugnisse der sensibelsten
Sektoren Erzeugnis für Erzeugnis untersucht, da die Erzeu-
gung in derartigen Sektoren manchmal praktisch zum Er-
liegen kommen kann.

(7) Deshalb erscheint es notwendig, nach Rücksprache mit den
spanischen Behörden die Senkung der Steuer bis zum 30.
Juni 2000 für bestimmte empfindliche Erzeugnisse aus-
zusetzen, um die Anpassung dieser Erzeugnisse an den
Markt zu erleichtern, bevor die Steuer aufgehoben wird.
Durch diese befristete Anpassung werden die angestrebte
Einführung des Gemeinsamen Zolltarifs und Aufhebung
der APIM nicht gefährdet, sondern nur die Auswirkungen
der wirtschaftlichen Anpassungen abgemildert, die erforder-
lich sind, damit die Steuer aufgehoben werden kann.

(8) Die Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 ist entsprechend zu
ändern.

(9) Die APIM sollte zum 31. Dezember 2000 aufgehoben wer-
den. Die Kommission wird jedoch vor diesem Termin ge-
meinsam mit den spanischen Behörden prüfen, wie sich die
Aussetzung der Senkung dieser Steuer auf die betroffenen
Wirtschaftssektoren und insbesondere die Erzeugnisse aus-
wirkt, die Gegenstand dieser Verordnung sind. Gegebenen-
falls wird die Kommission dem Rat je nach Ergebnis dieser
Prüfung einen Vorschlag zu den auf der Grundlage des
EG-Vertrags zu treffenden Maßnahmen vorlegen, um die
Existenz bestimmter besonders empfindlicher einheimischer
Produktionstätigkeiten nicht zu gefährden, zugleich aber die
spätere Aufhebung der Steuer zu gewährleisten �
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 5 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt:

�Abweichend von den Bestimmungen des Unterabsatzes 1
wird die Senkung der Sätze für die Erzeugnisse der im
Anhang aufgelisteten Sektoren vom 1. Januar 1999 bis
zum 30. Juni 2000 ausgesetzt.�

2. Es wird ein Anhang gemäß dem Anhang der vorliegenden
Verordnung angefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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